
Vorhaben Vereinbarungen zwischen der Akademie und 
dem Generalstaatsanwalt der DDR, dem Obersten Ge­
richt, den Ministerien der Justiz und des Innern und 
der Humboldt-Universität Berlin über die Zusammen­
arbeit bei der Forschung abgeschlossen. Diese Verein­
barungen betreffen die Thematik, die Bereitstellung von 
Materialien, die Mitwirkung von Kadern der Rechts­
pflegeorgane und die Nutzbarmachung der Forschungs­
ergebnisse für die Praxis. In diese Vereinbarungen wur­
den auch die Forschungsvorhaben der rechtswissen­
schaftlichen Sektionen der Universitäten auf dem Ge­
biet der Rechtspflege aufgenommen.
Durch diese umfassende Kooperation wird sowohl eine 

^Konzentration aller Forschungskapazitäten der wissen­
schaftlichen Einrichtungen als auch eine engere Ver­
bindung der Forschungsarbeit mit der Praxis gewähr­
leistet.
Die Sektion „Sozialistische Rechtspflege“ ist dazu über­
gegangen, die EDV-gerechte Programmierung des For­
schungsvorhabens vorzubereiten. Erste EDV-gerechte 
Erhebungsmaterialien liegen auf den Gebieten der Kri­
minologie und des Strafrechts vor.

Darüber hinaus wurden Maßnahmen eingeleitet, um die 
Arbeiten am Rechtspflegelehrbuch und das im For­
schungsplan vorgesehene Vorhaben zusammenzuführen 
sowie wissenschaftsorganisatorisch zu sichern. Die bis­
herigen Erfahrungen zeigen, daß Sich aus jedem der 
beiden Vorhaben Fragestellungen und Impulse für das 
andere ergeben. Die Wissenschaftsorganisation hat die­
sen Prozeß zu fördern.

Eine weitere Aufgabe besteht darin, eine enge Ver­
bindung zwischen Lehrbuch- und Forschungsvorhaben 
und der Aus- und Weiterbildung von Kadern der 
Rechtspflegeorgane zu gewährleisten, also die Anforde­
rungen des wissenschaftlich-produktiven Studiums auch 
bei der Aus- und Weiterbildung der Rechtspflegekader 
an der Akademie und an den rechtswissenschaftlichen 
Sektionen der Universitäten zu realisieren. Dazu ge­
hören u. a. die Einbeziehung von Teilnehmern der 
Führungskaderlehrgänge und der Studenten in die 
Forschungsvorhaben, die Vermittlung der neuesten For­
schungsergebnisse in den Lehrgängen und die Diskus­

sion von theoretischen Problemen des Lehrbuchs mit 
Führungskadern während der Lehrgänge.

EDGAR PRÜFER, Richter am Obersten Gericht

Haftung und Schadensausgleichung bei Beteiligung 
mehrerer Straßen Verkehrsteilnehmer an einem Unfall

Der 2. Zivilsenat des Obersten Gerichts hat die Recht­
sprechung der Bezirks- und Kreisgerichte auf dem Ge­
biet der außervertraglichen materiellen Verantwortlich­
keit untersucht und ist dabei auf eine Reihe von 
Rechtsproblemen gestoßen, die in der Praxis der Ge­
richte eine nicht unerhebliche Rolle spielen. Nachdem 
die Untersuchungsergebnisse im Senat und im Kolle­
gium für Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen des 
Obersten Gerichts beraten worden sind, werden nun­
mehr Mitglieder des 2. Zivilsenats in dieser Zeitschrift 
einige Fragen darlegen, die von besonderer gesellschaft­
licher Bedeutung sind und in der Gerichts- und Ver­
sicherung spraxis am häufigsten auf treten. Die Klärung 
dieser Fragen soll nicht nur zur einheitlichen Rechtsan­
wendung in der Gegenwart beitragen, sondern auch 
Anregungen für die rechtliche Gestaltung dieser Le­
bensverhältnisse im künftigen Zivilgesetzbuch geben.

D. Red.

Die Fragen des Ersatzes eines von mehreren Straßen­
verkehrsteilnehmern durch Unfall verursachten Scha­
dens, insbesondere der Ausgleichung des einem Dritten 
zugefügten Schadens zwischen den haftpflichtigen Ver­
kehrsteilnehmern und der Ausgleichung des einem oder 
mehreren Verkehrsteilnehmern entstandenen Schadens 
untereinander1, haben große gesellschaftliche Bedeu­
tung. Trotz wachsender Disziplin der Verkehrsteilneh­
mer sind Straßenverkehrsunfälle auch im Hinblick auf 
die immer mehr zunehmende Verkehrsdichte ihrer 
Zahl nach und wegen der durch sie verursachten Per­
sonen- und Sachschäden eine für die ganze Gesellschaft 
und insbesondere für die unmittelbar Betroffenen 
schwerwiegende, Erscheinung. Dabei fallen vor allem 
Verkehrsunfälle mit erheblichen Personenschäden oder 
tödlichen Folgen ins Gewicht.' Für das Jahr 1969 weist 
die Statistik 55 076 Straßenverkehrsunfälle mit Per­
sonenschaden bzw. mit Sachschaden von über 300 M 
aus. Dabei wurden 2 047 Personen getötet, 49 842 Per­
sonen verletzt und 71 367 Fahrzeuge beschädigt1 2. Da in 

^ der Regel an einem Unfall mehrere Straßenverkehrs-

1 Zur Haftung des Kraftfahrzeughalters gegenüber einem ge­
schädigten Dritten vgl. Prüfer in NJ 1970 S. 76 ff.
2 vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR 1970, Berlin 1970, S. 249.

teilnehmer beteiligt sind, verdient die Ausgleichung des 
Schadens zwischen ihnen besondere Beachtung.
Es liegt im Wesen unserer Gesellschaftsordnung be­
gründet, daß Schäden, soweit sie überhaupt materiell 
ausgeglichen werden können, in einer der sozialisti­
schen Rechtsordnung entsprechenden Weise ersetzt 
werden. Die weitaus meisten Schadensfälle werden auf 
Grund der bestehenden Haftpflichtversicherungen von 
der Staatlichen Versicherung reguliert. In einer Reihe 
vor allem rechtlich schwieriger Fälle haben sich auch 
die Gerichte im Zivilprozeß bzw. bei der Geltend­
machung von Schadenersatzansprüchen im Strafprozeß 
mit Fragen der Haftung und des Schadensausgleichs 
zu befassen. Die gerichtlichen Entscheidungen sollen 
zugleich der Staatlichen Versicherung Grundlagen für 
die richtige Regulierung der Schadensfälle geben.

Verursachung des Schadens durch mehrere Kraftfahr­
zeuge '

Ausgleichspflicht mehrerer Kraftfahrzeughalter bei 
Schädigung eines Dritten

’ n
§ 17 des Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahrzeu­
gen (KFG) vom 3. Mai 1909 (RGBl. S. 437) regelt zu­
nächst die Beteiligung der Fahrzeughalter zueinander 
am Schaden, wenn diese einem Dritten kraft Gesetzes 
schadenersatzpflichtig sind.
Diese Vorschrift begründet nicht zugleich auch eine 
Ersatzpflicht gegenüber dem Dritten, sondern setzt sie 
voraus. Es muß sich um eine Verpflichtung k r a f t  
G e s e t z e s  handeln. Bei mehreren Kraftfahrzeugen 
ist diese gesetzliche Bestimmung in der Regel zunächst 
§ 7 KFG, bei schuldhafter Schadenszufügung sind es 
daneben die §§ 823 ff. BGB oder nur diese Vorschriften, 
beispielsweise dann, wenn es sich um ein langsam fah­
rendes Kraftfahrzeug (§ 8 Abs. 1 KFG) handelt, dessen 
Halter nicht nach §7 KFG haftet, oder wenn der 
Anspruch des Dritten wegen Verjährung nicht mehr 
auf § 7 KFG gestützt werden kann. Dagegen regelt sich 
die Ausgleichspflicht nicht nach § 17 KFG, wenn einer 
der beteiligten Halter nur aus Vertrag haftet.
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